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Die Arbeitsvermittlung in Geſterreich. 
Nach der amtlichen Publication. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 
(Schluß.) 
3. Vereine. 

5 Unter den Vereinen, welche ſich mit der Arbeitsvermittlung be⸗ 
faſſen, müſſen mehrere Gruppen unterſchieden werden. Hieher gehören 
vor allem die „Gewerkſchaften“ als Organiſation der Arbeit, welche 
nach den Tabellen der Publication 1173 Organiſationen in 18 Berufs- 
zweigen und 21 allgemeine Gewerkſchaftsvereine umfaſſen. Sodann ſind 
die katholiſchen Geſellenvereine unter geiſtlicher Führung und centralifirt 
zu nennen. Endlich haben wir eine Gruppe von Vereinen, welche als 
humanitäre Vereine zu bezeichnen ſind; dieſe beſorgen die Arbeits⸗ 
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a) Gewerkfchaften. 


Wir laſſen auch hier vor allem die Zahlen der Statiſtik ſpreche 
Die Geſammtzahl der Organiſationen war 11 1896 u Nee: 
haben ſich nur 249 mit Arbeitsvermittlung befaßt. Eine Erklärung 
ee verhältnißmäßig geringen Zahl mag wohl darin liegen, daß die 
Großinduſtrie ſich einer eigentlichen Arbeitsvermittlung nicht bedient, 
wie dies auch in einem eigenen Abſchnitte der Publication nachgewieſen 
wird. Die Mitgliederzahl ſämmtlicher Vereine betrug 53.703, ihr 
Geldumſatz an Einnahmen 448.049 fl., an Ausgaben 404.998 fl. 

Die Zahl der vermittelten Stellen betrug 9928. Bei den Ge⸗ 
werkſchaften, welche ſich mit Arbeitsvermittlung befaſſen, kommt aber 
nebſt dieſer als beſonders wichtig die Unterſtützung der Arbeitsloſen zu 
berückſichtigen. Es kommt dieſe Unterſtützung als Reiſeunterſtützung, 
weiters aber auch als Unterſtützung im Falle die Arbeitsloſigkeit auf 
einen Ausſtand zurückzuführen iſt, zur Ausgabe. Wir haben es alſo hier 
mit einer Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit, ſei fie unverſchuldet oder 
abſichtlich herbeigeführt, zu thun, allerdings nur als Unterſtützung und 
nicht in der Form einer eigentlichen Verſicherung. 

Im letzten Rechnungsjahre wurden 8381 Mitglieder mit Reiſe⸗ 
geld und Arbeitsloſenunterſtützung in der Geſammthöhe von 65.368 fl. 


betheilt. Sind auch dieſe Zahlen an ſich gering, ſo läßt ſich doch nicht 
leugnen, daß in dieſer Thätigkeit ein Keim der Entwicklung gelegen iſt. 
Die Arbeitsvermittlung der Gewerkſchaften iſt heute allerdings theilweiſe 
eine einſeitige, ſie wird von vielen Unternehmern nicht benützt und 
nicht gerne geſehen. Wie aus der Publication zu entnehmen, hat ſich 
aber doch in einzelnen Fachgruppen dieſe Vermittlung eingebürgert und 
wird auch von Unternehmern ohne Bedenken benützt. Es läßt ſich ja 
nicht leugnen, daß die Organiſation der Arbeit jene ausgleichende 
Thätigkeit auf dem localen Arbeitsmarkt auszuüben imſtande iſt, welche 
die heutige wirthſchaftliche Organiſation erfordert, die aber in dieſer 
Weiſe heute noch durch keine andere Einrichtung beſorgt wird. Eine 
ſolche organifirte Vermittlung, welche von einer Centrale geleitet wird 
und die über hinreichende Mittel verfügt, wird auch viel eher in der 
Lage ſein, die gerade für den Arbeiter empfindlichen Schwankungen des 
Bedarfes auszugleichen und wird auch ihrem Zwecke eher nachkommen, 
als dies vielleicht das Geſchenk, welches Genoſſenſchaſten reiſenden Fach⸗ 
arbeitern verabreichen, zu leiſten imſtande iſt. 

Zu erwähnen ſind hier auch noch die Arbeiterbildungsvereine. Es 
beſtanden 514, von welchen ſich 14 mit Arbeitsvermittlung befaßten; 
letztere haben 701 Stellenſuchende untergebracht. Einige dieſer Vereine 
haben auch Reiſegeld und Arbeitsloſen-Unterſtützung gewährt. 

Die Bedeutung der Arbeiterbildungsvereine tritt zurück infolge 
der Tendenz der organiſirten Arbeit, nur die Gewerkſchaften als alleinigen 
Vereinigungspunkt beſtehen zu laſſen. 


b) Katholiſche Geſellenvereine. 


Die Geſammtzahl dieſer Vereine beträgt 182 mit 8034 Mit⸗ 
gliedern, davon befaßten ſich 62 mit Arbeitsvermittlung. Die Vereine 
haben 1267 Stellenſuchende untergebracht. Außerdem wurde auch Reiſe⸗ 
unterſtützung gewährt. 

Die Tendenz der katholiſchen Geſellenvereine, welche ſchon in ihrer 
Bezeichnung zutage tritt, kommt auch in der Arbeitsvermittlung zum 
Ausdrucke. Bei dieſer wird ſpeciell auf Arbeitsplätze, welche eine Ge⸗ 
währ für Religion und Sitte bieten, geſehen, ſowie auch nur Mit⸗ 
glieder, welche den Bedingungen der Vereinsfatzungen entſprechen, 
untergebracht werden. 

c) Sonſtige Vereine. 

Das große Uebel der Arbeitsloſigkeit, welches mit der materiellen 
Exiſtenz des Arbeiters auch deſſen moraliſche Haltung bedroht, hat ſchon 
frühe zur Bildung von Vereinen, welche ſich die Arbeitsvermittlung aus 
humanitären Rückſichten zur Aufgabe ſtellen, geführt. Der ſchöne Spruch: 
„Arbeit iſt ein Segen“ hat ſeine vollſte Berechtigung; umſomehr muß 
die unverſchuldete Arbeitsloſigkeit mit ihrem Gefolge an Noth und Elend 
zu dem Beſtreben führen, letztere in ihren Urſachen zu beheben. 

Nicht die Unterſtützung, die, ſo nothwendig ſie werden kann, einen 
Arbeitsfähigen für die Dauer demoraliſiren muß, fondern die Beſchaffung 
von Arbeit iſt ein Gebot wahrer Humanität. Umſomehr kommt dies 
zur Geltung, wenn es gilt, ſolche Perſonen mit Arbeit zu verſorgen, 
welche eines beſonderen Schutzes bedürftig ſind und die im freien 


Wettbewerb ſchwer beſtehen können. Vereine, welche ſich dieſen Auf- 
gaben mit Erfolg widmen, ſchaffen wahren Segen. 

Aber auch Fachvereine, welche im Standesintereſſe ſich der Arbeits— 
vermittlung widmen, kommen hier zu erwähnen. Es liegt ſowohl für 
Arbeitsnehmer als für Arbeitsgeber im Intereſſe des Standes, die 
Arbeitsvermittlung zu pflegen. Endlich ſind es auch rein nationale 
Gründe, welche bei einzelnen Vereinen für die Arbeitsvermittlung 
maßgebend ſind. 

Die Geſammtzahl von 227 hieher gehörigen Vereinen theilt ſich 
folgend: Wohlthätigkeitsvereine 65, Fachverbände von Arbeitsgebern 17, 
von Arbeitsuehmern 95, gemiſchte Fachverbände 28, Arbeitsvermittlungs— 
vereine 5, ausſchließlich nationale Vereine 17. Durch die Vereine wurden 
untergebracht 32.311 Stellenſuchende. Die Lehrlingsſtellenvermittlung 
weist 5753 Lehrlinge als untergebracht nach. 

Das Materiale über die Vereinsthätigkeit, ſoweit ſie Arbeits- und 
Lehrlingsunterbringung betrifft, konnte nur unvollſtändig zuſtande ge— 
bracht werden. Abgeſehen davon, daß nur ein Theil der Fragebogen 
beantwortet einlief, iſt andererſeits gerade die humanitäre Thätigkeit, 
ſoweit ſie ſich auf Stellenvermittlung bezieht, neben der übrigen Wirk— 
ſamkeit der Wohlthätigkeitsvereine nicht hinreichend verzeichnet, um 
ſtatiſtiſch erfaßt werden zu können. Dagegen iſt dies günſtiger bei den 
eigentlichen Fachvereinen, die hier neben den Gewerkſchaſten und katholiſchen 
Geſellenvereinen wirken. 

Es ſoll hier nur hingewieſen werden auf die Vereine für Lehr- 
lingsunterbringung, auf die verſchiedenen Frauenerwerbvereine, auf die 
Schutzvereine für verwahrloste Kinder, Verein zur Errichtung von Dienft- 
botenaſylen, Waiſenhilfsvereine, Unterſtützungsvereine für entlaſſene Sträf 
linge, St. Vincenz- Vereine u. ſ. f. Als Fachvereine kommen hier die 
Gewerbevereine, Handwerkerverein, Verein reiſender Kaufleute, weiters 
die Fachverbände der Arbeitnehmer — Kellner⸗, Marqueur⸗Vereine — an 
mehreren Orten Vereine für Fortbildung, Kranken- und Altersunter⸗ 
ſtützung in Frage. Auch Vereine von Handelsangeſtellten und Privat⸗ 
beamten gehören in ihrer Thätigkeit als Stellenvermittlung hieher. 

4. Anſtalten. 
a) Natural-Verpflegsſtationen. 

Mit der Aenderung der gewerblichen Verhältniſſe hat ſich das 
Wandern der Handwerksburſchen, das Suchen von Arbeit im Reiſen in 
ſeiner urſprünglichen Form weſentlich geändert, derart, daß es ſchwer 
wurde, zwiſchen den wirklich Arbeitſuchenden und jenen, die nur aus 
Hang zum Nichtsthun herumziehen, zu unterſcheiden. Es wurde nachgerade 
das Vorſprechen um Reiſeunterſtützung zu einer argen Plage für das 
flache Land, unter welcher nicht nur die ſeßhaſte beſitzende Bevölkerung, 
ſondern auch die wirklich arbeilſuchenden Reiſenden zu leiden hatten. 

Es war daher ein radicaler und wie ſich gezeigt hat wirklich 
erfolgreicher Schritt, nach ausländiſchem Muſter (Württemberg), die fo- 
genannten Natural-Verpflegsanſtalten einzuführen. Das Syſtem der 
Anſtalten liegt darin, den ſtellenſuchenden Arbeitern Unterkunft und 
Verpflegung für beſtimmte Zeit zu gewähren. Die einzelnen Stationen 
ſtellen ein über je ein Kronland gebreitetes Netz dar. Die Entfernung 
der Stationen ſoll ſo bemeſſen ſein, daß ein Wanderer von einer zur 
anderen Station in einem Tage gelangen kann. Vorausſetzung für die 
Aufnahme iſt die Nachweiſung, daß der Anſuchende ordentliche Arbeits— 
documente beſitzt und daß ſeit ſeiner letzten Beſchäftigung eine beſtimmte 
Zeit noch nicht verfloſſen iſt. Damit ſoll erzielt werden, daß das Land— 
ſtreicherthum von den wirklich Arbeitſuchenden geſchieden wird. 

Thatſache iſt, daß das Landſtreicherthum, welches gerade durch die 
Einrichtung der Verpflegsſtationen in ſeinen Exiſtenzbedingungen getroffen 
wurde, weſentlich abgenommen hat. Hiezu haben allerdings auch 
die neueren Geſetze über Vagabondage beigetragen. Eine Vorausſetzung 
für dieſe find aber Anſtalten, welche den wirklich anſtändigen Arbeit- 
ſuchenden die Möglichkeit bieten, die Arbeit in verſchiedenen Orten zu 
ſuchen, ſelbſt dann wenn ſie keine Mittel zum Reiſen beſitzen. 

Einzelne Kronländer beſchränken die Aufnahme in die Verpflegs⸗ 
ſtationen auf gewerbliche Arbeiter und ſchließen Dienſtboten mit Rück⸗ 
ſicht auf die Landwirthſchaft aus. Die in die Verpflegsanſtalt Aufgenommen, 
inſoweit ſie nicht einen beſtimmten gering angeſetzten Betrag bezahlen, 
ſind verpflichtet, gewiſſe Arbeiten zu leiſten. 

Die Natural-Verpflegsſtationen fungiren nun gleichzeitig als 
Arbeitsnachweisſtellen; die Thätigkeit der Anſtalten für dieſen Zweck iſt 
durchaus nicht gering. Thatſächlich bildet ja ihre Exiſtenz ein wichtiges 
Glied in der Arbeitsver mittlung, indem Stellenſuchenden ohne Inanſpruch⸗ 
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nahme der Wohlthätigkeit ermöglicht wird, Arbeit auf den verſchiedenen 
Plätzen ſelbſt aufzuſuchen. 

Es dürfte von Intereſſe ſein, die wichtigſten Angaben über den 
Beſtand und die Wirkſamkeit der Verpflegsſtationen hier wiederzugeben. 
Es beſtehen in ſieben Kronländern Natural-Verpflegsſtationen, und 
zwar in: 


Zahl der der in Arbeit unter⸗ 

zugereisten Perſonen gebrachten Perſo nen 
Niederöſterreich 136 326.493 7.586 
Oberöſterreich 103 179.724 3.023 
Steiermark. 143 271.400 5.239 
Vorarlberg. au 30.646 539 
Böhmen 265 5209232 213 
Mähren 118 148.522 1.047 
Schleſien 28 13.966 378 

814 1 „495.983 43.125 


Für Böhmen gelten die Zahlen pro 1896/97 für alle übrigen 
Kronländer für 1895. 

Die Zahl der untergebrachten Perſonen erſcheint allerdings ſehr 
gering und ſteigert ſich nur in Böhmen zu beträchtlicherer Höhe. Es 
muß jedoch als theilweiſe Erklärung dafür angeführt werden, daß ein 
und dieſelbe Perſon in den Liſten wiederholt erſcheinen kann, bis ſie 
in Arbeit untergebracht wird, weiters liegen viele Stationen am flachen 
Land, das ſpeciell für Profeſſioniſten wenig Arbeit bietet, und endlich iſt 
auch die Thätigkeit für die Arbeitsunterbringung nicht überall gleich 
intenfiv. Böhmen macht hier eine rühmliche Ausnahme. 

Es liegt weiters nicht an den Anſtalten allein, ob die Arbeits- 
unterbringung derſelben Erfolg habe, es müſſen auch die Arbeitsgeber 
ſich mit dieſer Einrichtung befreunden und dieſelbe benützen. Geſchieht 
dies nicht, dann ſind allerdings die Anſtalten vorwiegend eine Vorſorge 
gegen den früher graſſirenden Unfug des Vorſprechens um Reiſeunter⸗ 
ſtützung. 

b) Andere Anſtalten. 


Es kommen nun jene Anſtalten zu erwähnen, welche aus Humanität 
die Unterbringung ihrer Pfleglinge beſorgen, ſowie jene Lehranſtalten, 
welche ſich die Verſorgung der die Anſtalt verlaſſenden Schüler mit 
Stellen angelegen fein laſſen. Die Statiſtik zählt hieher 31 Waiſen⸗ 
häufer, 16 Erziehungsanſtalten, 2 Correctionsanſtalten, 9 Dienſtmä dchen⸗ 
aſyle, 96 gewerbliche, commerzielle und landwirthſchaftliche Lehranſtalten 
und 5 andere Anſtalten. 

Die Zahl der vermittelten Stellen war 6721, davon entfallen 
auf die Dienſtmädchenaſyle 3933. Es ſind hier ganz verſchiedene 
Anſtalten, ausſchließlich nur in ihrer Wirkſamkeit auf die Stellenver— 
mittlung, zuſammengefaßt. Von befonderem Intereſſe find hier die Mit— 
theilungen über die Aſyle und Beſſerungsanſtalten. 


Andere Formen der Beſchaffung von Arbeitskräften. 
Zeitungsinſerate. 


In der modernen Arbeitsvermittlung ſpielt das Zeitungsinſerat, 
das hier, man kann wohl ſagen nicht nur als Annonce, ſondern zum 
Theil als Rechame gebraucht wird, eine bedeutſame Rolle, ſpeciell in 
den Städten. 

Leider bietet auch gerade die Form des Inſerates eines der Mittel, 
welche Befugte und Unbefugte benützen, um aus der Bekanntmachung 
offener — und wohl auch fingirter — Stellen ein möglichſt gutes Ge— 
ſchäft auſ Koſten der Arbeitſuchenden und zum Theil auch auf Koſten 
der Arbeitsgeber zu erzielen. Es iſt eines der Mittel, welches ſich jeglicher 
Controle entzieht und das mit beiträgt, die heutigen Vermittlungszuſtände 
als unbedingt reformbedürftig erſcheinen zu laſſen. 

Welch bedeutende Koſten die Inſerate für Stellenausſchreibung 
und Anbietungen verſchlingen, zeigt eine Aufſtellung der Publication. 

Es wurden ſür zwei Wochen des Jahres 1896 für 99 in größeren 
Städten erſcheinende Tagesblätter die Koſten der Inſertrung erhoben. 
Es wurde feſtgeſtellt, daß die Inſertionskoſten für zwei Wochen letzte 
Juni⸗ und erſte Octoberwoche) für Stellengeſuche 7567 fl., für Stellen- 
anbote 8696 fl., zuſammen für zwei Wochen die beträchtliche Summe 
von 16.263 fl. betrugen. 

Wenn man auch aus dieſen Zahlen nicht ziffermäßig auf die 
Koften für ein Jahr ſchließen kann, ſo läßt ſich doch leicht beurtheilen, 
welch bedeutende Summen für dieſen Zweck verwendet werden. Inwie⸗ 
weit die Inſerirung Erfolg hatte, läßt ſich ſchwer ſtatiſtiſch ermitteln. 
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Beſchaffung von Arbeitskräften namentlich in 
den induſtriellen Betrieben. 


Den hier eingefügten intereſſanten Mittheilungen iſt zu entnehmen, 
daß ſich die Großinduſtrie der früher dargeſtellten Arbeitsvermittlung nicht 
bedient, eine Thatſache, welche dem im Großbetriebe bekannten vertraut iſt. 

‚ Regel iſt, daß nur ein Theil der in einem Unternehmen beſchäftigten 

Arbeiter den Arbeitsplatz wechſelt, daß gut qualificirte Arbeiter raſch 
unterlommen, dagegen an gewöhnlichen Arbeitern ſtets ein Ueberſchuß 
ſich zur Arbeit meldet. In einzelnen Unternehmungen, ſpeciell bei Bauten, 
Ziegeleien. Steinbruchbetrieb, Erdarbeiten haben wir theilweiſe das 
Syſtem der Partieführer (Capo), welche Arbeiter beſorgen; zum Theil 
haben wir es auch in Induſtrien, wie in der Textil-Induſtrie. Ueber 
die Verhältniſſe in der letzteren wird weniger Günſtiges mitgetheilt. 
N Außerdem kommt auch bei größerem Bedarf an qualificirten 
Arbeitern das Zeitungsinferat und auch wohl die Entſendung eines 
Aufſehers oder Arbeiters in ein Concurrenzgebiet zur Anwerbung von 
Arbeitern vor. 

Die Verhältniſſe ſtellen ſich für die Arbeitſuchenden günſtig, To- 
lange Induſtrie-Unternehmungen in großer Zahl gegründet oder er- 
weitert werden. In ſolchen Zeiten abſorbirt ja die Großinduſtrie auch 
viele Arbeiter der Landwirthſchaft und des Kleingewerbes. Die Ver— 
hältniſſe ändern ſich aber bei ſtark rückgehender Conjunctur größerer 
Juduſtriegruppen. In dieſem Falle wird aber gerade Ortsveränderung 
und richtige Vertheilung der überſchüſſigen Arbeitskräfte beſonders noth- 
wendig; hier zeigt ſich dann die Lücke, welche die Arbeitsvermittlung 
gerade auf dieſem Gebiete nachweist. Zur Abhilfe genügen allerdings 
nicht jene Mittel, welche bisher zur Darſtellung gelangten, es müßte 
vielmehr eine ausgedehnte organiſirte Vermittlung, welche über Länder— 
gruppen hinausreicht, eintreten. 

Wir haben unſere Anſichten über die einzelnen Arten der Arbeits- 
und Stellenvermittlung bereits an den einzelnen Stellen unſerer Be⸗ 
ſprechung zum Ausdrucke gebracht. Eine kritiſche Geſammtüberſicht ſcheint 
uns nicht geboten, da wir es ja mit einer Feſtſtellung des heute 
beſtehenden, nicht mit Vorſchlägen einer nothwendigen oder möglichen 
ungeftaltung zu thun haben. Allen Vorſchlägen muß ja auch eine ein⸗ 
gehende Erhebung durch längere Zeit vorausgehen, ſollen nicht unrichtige 
Schlüſſe, welche auf das immer noch mangelhafte Materiale zurück— 
zuführen ſind, unterlaufen. Es wäre unſerer Anſicht nach nicht zuläſſig, 
eine Geſammtſumme der untergebrachten Arbeiter zu ziehen und dieſe 
als den Ausdruck der thatſächlich erfolgten Arbeitsvermittlung anzufehen. 

Von großem Werthe dagegen erſcheint uns das Studium der einzelnen 
Formen der Arbeits- und Dienſtvermittlung. Dafür die Grundlagen 
geſchaffen zu haben, iſt das unleugbare Verdienſt der vorliegenden 
Publication, bezw. der vorhergegangenen ſchwierigen Erhebungsarbeiten. 

Wir ſehen vor uns theils überkommene Einrichtungen, denen wie 
ſo manchen anderen wirthſchaftlichen und ſocialen Formen Mängel an⸗ 
haften, wir ſehen andererſeits Anſätze für eine hoffnungsvolle Entwicklung. 
Wir finden, daß einerſeits aus der Vermittlung ein Erwerb wird, der 
nicht jelten den Stellenwechſel künſtlich ſteigert, andererſeits fehen wir 
Vereine thätig, deren Mitglieder in felbſtloſer Weiſe ſich die Unter⸗ 
bringung ſchutzbedürſtiger Perſonen zur Aufgabe ſtellen. Alle die wirken 
mit den Anftalten und mit der Organiſation der Arbeit für den 
gleichen Zweck. 

Das Geſammtcalcul wird ein negatives fein, wir ſind jedenfalls 
noch weit entfernt von jenem Ziele, das im Intereſſe der arbeitenden 
Claſſe — Arbeit in großem Umfange verſtanden — angeſtrebt werden 
muß, durch geeignete Vermittlungseinrichtungen die Schäden der Arbeitg- 
loſigkeit zu beſeitigen oder wenigſtens zu vermindern. 


Mittheilungen aus der Praris. 
Ein bloßes Dawiderhandeln von Eingeforſteten gegen die Beſtim⸗ 
mungen eines auf Grund des Grundlaſten⸗Ablöſungspatentes ab⸗ 
geſchloſſenen Regulirungsvergleiches involvirt noch nicht eine Heber- 
tretung des Forſtgeſetzes. 

Mit dem Straferkenntniſſe der Bezirkshauptmannſchaft L. vom 
5. Mai 1897 wurde der frühere Beſitzer der vulgo Siegl-Realität 
Andreas F. und der derzeitige Beſitzer der Realität Johann S., welcher 
dieſelbe mit dem 1. Mai 1896 übernommen hatte, wegen Wegführung 
des für dieſe Realität im Jahre 1895 zugewieſenen Servitutsholzes, 


beziehungsweiſe wegen Geſtattung dieſer Transferirung, nach $ 62 Forit- 
geſetzes, und zwar erſterer zu einer Geldſtrafe von 10 fl., letzterer mit 
einem Verweiſe beſtraft, und wurde ausgeſprochen, daß das Servitutsholz 
ſofort zur Siegl-Realität zurückzuſchaffen ſei; gleichzeitig wurden für den 
Fall, daß das Holz nicht mehr vorhanden fein ſollte, F.. und 
in solidum für verpflichtet erkannt, einen Schadenerſatz von 
65 fl. 51 kr. dem Stifte A. ...: zu bezahlen. 

Ueber den von Andreas F.. gegen dieſes Erkenntniß rechtzeitig 
eingebrachten Recurs wurden die beiden Straferkenntniſſe mit Entſchei— 
dung der Statthalterei in G. vom 27. Juli l. J., Z. 19.262, wegen 
Mangels eines ſtrafbaren Thatbeſtandes von amtswegen behoben, wo⸗ 
durch auch der Ausſpruch über den eventuell zu leiſtenden Schadenerſatz 
entfiel, während der Ausſpruch über die Rückſtellung des Holzes wegen 
Incompetenz der politiſchen Behörde außer Kraft geſetzt wurde. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit der Entſcheidung vom 
26. Auguſt 1897, 3. 38.251 ex 1896, im Einvernehmen mit dem k. k. 
Ackerbauminiſterium den gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurs 
des Stift'ſchen A. Waldamtes, inſoferne mit derſelben die Strafamts⸗ 
handlung gegen die beiden Vorgenannten abgelehnt wurde, zurückgewieſen, 
während das Ackerbauminiſterium der Bezirkshauptmanuſchaft L. mit dem 
Erlaſſe vom 20. September 1897, 3. 19.387, die Einleitung der Auts— 
handlung nach den SS 115 und 116 der Miniſterial-Verordnung vom 
31. October 1857, R. G. Bl. Nr. 218, über die Klage dieſes Waldamtes 
auftrug. Die Gründe dieſer Entſcheidung, beziehungsweiſe Anordnung, 
waren folgende: 

Unter dem 11. April 1896 erſtattete das genannte Waldamt mittelſt 
Monatsliſte bei der Bezirkshauptmannſchaft L. die Anzeige gegen Andreas 


e „den früheren Beſitzer des Siegl⸗-Gutes in A. „und gegen 
Johann S. „den derzeitigen Beſitzer dieſes Gutes, wegen Entziehung 


von Forſtproducten, welche für das ſervitutsberechtigte Siegl⸗Gut ange- 
wieſen und bezogen, vom Vorbeſitzer mit Zuſtimmung des gegenwärtigen 
Beſitzers jedoch an ein anderes, nicht ſervitutsberechtigtes Gut abgegeben 
worden waren. Das Waldamt begehrte die geſetzliche Amtshandlung und 
Zuerkennung eines Schadenerſatzes im Betrage von 74 fl. 73 kr., richtig⸗ 
geſtellt auf 65 fl. 51 kr. 

Während nun die Bezirkshauptmannſchaft in dieſer von den Incul⸗ 
paten zugeſtandenen Thathandlung den Thatbeſtand einer Uebertretung 
des § 18, Al. 3 des Forſtgeſetzes erblickte und die Genannten wegen 
dieſer Uebertretung nach 8 62 Forſtgeſetzes mit Strafen belegte und 
zur Zurückſtellung des Holzes zur Siegl Realität, eventuell zur Zahlung 
des angeſprochenen Schadenerſatzes verhielt, kam die Statthalterei, in der 
Erwägung, daß das Holz von ... ohne die Abſicht, dasſelbe für 
ſich zu verwenden, nur zur Sicherſtellung ſeines angeblichen Anſpruches 
auf Erſatz der Holzbringungs- und Bereitungskoſten eige nmächtig ge- 
pfändet und transferirt worden war, zu dem Schluſſe, daß dieſer Vor— 
gang den Beſtimmungen des bezüglichen, eine beſtimmungswidrige Ver⸗ 
wendung des Servitutsholzes unterſagenden Regulirungsvergleiches vom 
30. Juli 1864 nicht widerſtreite, und ſah ſich dieſelbe beſtimmt, das 
Straferkenntniß incluſive des eventuellen Erſatzanſpruches „wegen Mangels 
eines ſtrafbaren Thatbeſtandes“, den Ausfpruch über die Rückſtellung 
des Holzes aber wegen Incompetenz der politiſchen Behörden zu beheben. 

In dieſer Entſcheidung wird alſo ebenfalls von der Vorausſetzung 
ausgegangen, daß eine vergleichswidrige Manipulirung mit dem bezogenen 
Servitutsholze nach dem Forſtgeſetze ſtrafbar wäre, nur mangle in der 
vorliegenden Thathandlung das Merkmal der Vergleichswidrigkeit. 

Dieſer Standpunkt erſcheint aber aus ſolgenden Gründen im Ge— 
ſetze nicht gerechtfertigt: 

Der § 18, Al. 3 des Forſtgeſetzes ſtatuirt die Straffälligkeit 
der Eingeforſteten nur für den Fall des Zuwiderhandelns gegen die forſt— 
polizeilichen Beſtimmungen der §8§ 9 bis 17 und gegen die im Sinne 
der Al. 1 des § 18 erlaſſenen beſonderen Anordnungen der politiſchen 
Behörde. 

Die dem Andreas W. und dem Johann S. . . .. einzig zur 
Laſt liegende Transferirung des bezogenen Servitutsholzes, wenn dieſelbe 
auch den Beſtimmungen des bezüglichen Regulirungsübereinkommens 
vielleicht nicht entſpricht, erſcheint aber durch die Beſtimmungen der 
§ 9 bis 17 des Forſtgeſetzes vollkommen unberührt und verſtößt dieſelbe 
auch gegen keine anderweitige Beſtimmung dieſes Geſetzes, ſo daß die⸗ 
ſelbe weder einen Forſtfrevel im Sinne des § 18, noch eine Uebertretung 
der ſonſtigen Beſtimmungen des Forſtgeſetzes involvirt. 

Es war daher, da die wenn auch den Beſtimmungen des betreffenden 
Regulirungsvergleiches nicht entſprechende Verwendung des bezogenen 
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Servitutsholzes und Manipulirung mit denselben weder einen Forſt⸗ 
frevel im Sinne des $ 18, noch eine anderweitige Uebertretung des 
Forſtgeſetzes zu begründen vermag, über die unter dem 11. April 1896 
erſtattete Anzeige des Stift'ſchen A.. Waldamtes überhaupt nicht eine 
Strafamtshandlung, fondern vielmehr nur die inſtanzmäßige Amtshandlung 
nach SS 115 und 116 der Miniſterial⸗Verordnung vom 31. October 1857, 
R. G. Bl. Nr. 218, einzuleiten und daher über den Recurs des mehr- 
genannten Waldamtes obige Entſcheidung zu treffen. M.-G. 


Notizen. 


(Deutſcher Juriſtentag.) Während des diesjährigen deutſchen Juriſten⸗ 
tages, der in der Zeit vom 12. bis 14. September in Poſen ſtattfinden wird, 
ſollen folgende Fragen zur Berathung gelangen: 1. Empfiehlt es ſich, zum Schutze 
der Bauhandwerker die Ertheilung der Bauerlaubniß an den Unternehmer von 
einer durch dieſen zu beſtellenden Sicherheit abhängig zu machen? Referenten: 
Profeſſorſ Dr. Brunner (Berlin) und Geheimer Juſtizrath Wilke (Berlin). 
2. Welche Stellung iſt in dem zu erwartenden Verſicherungsgeſetze den Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit zu gewähren? 3. Nach welchem ört⸗ 
lichen Rechte ſind auf Grund internationalen Privatrechtes die Vertragsobli⸗ 
gationen zu beurtheilen? Referenten: Profeſſor Dr. Enneccerus (Marburg) 
und Profeſſor Dr. Mitteis (Wien). 4. Iſt nach den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches die Verfolgung des dinglichen Rechtes auch gegen den mittel⸗ 
baren Beſitzer zuläſſig? Referenten: Profeſſor Dr. Strohal (Leipzig) und Ober: 
landesgerichtsrath Dr. Meisner (Poſen). 5. Empfiehlt ſich die Einführung eines 
Heimſtättenrechtes, insbeſondere zum Schutze des kleinen Grundbeſitzers? Referent: 
Regierungsrath Meyer (Bromberg). 6. Iſt für das Verſäumnißurtheil bei dem 
Ausbleiben einer Partei im letzten Termine die Vorſchrift des § 296 der Civil⸗ 
proceßordnung für das Deutſche Reich oder die des $ 399 der djterveichiichen 
Civilproceßordnung vorzuziehen? Referent: Privatdocent Dr. Chriſtoph Schwarz 
(Berlin). 7. Empfiehlt ſich die geſetzliche Regelung des Gewerbes der Grund⸗ 
und Hypothekenmakler? Referenken: Juſtizrath Dr. Goldſchmidt (Berlin) und 
Rechtsanwalt Dr. L. Fuld (Mainz). 8. Die Behandlung des dolus eventualis 
im Strafrechte, beziehungsweiſe im Strafproceſſe. Referent: Reichsgerichtsrath 
Olshauſen (Leipzig). 9. Empfiehlt ſich der Verſuch der Deportation nach Colonien 
als Strafe? und: Empfiehlt ſich der Vorſchlag bedingter Begnadigung für den 
Fall der Auswanderung? Referenten: Prof. Dr. Felix Bruck (Breslau) und 
Rechtsanwalt Dr. Korn (Berlin). 10. Soll zur Verjährung der Strafverfolgung 
der bloße Ablauf einer geſetzlich beſtimmten Zeit ſeit Verübung der Strafthat 
genügen oder ſoll dieſe Verjährung auch noch an andere Bedingungen geknüpft 
werden? Referent: Oberreichsanwalt Hamm (Leipzig). 11. Empfiehlt ſich die 
reichsgeſetzliche Regelung des Hypothekenbankweſens und die der gemeinſamen 
Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen? 12. Werden durch das bürger⸗ 
liche Geſetzbuch die Vorſchriften der Landesrechte über den Uebergang und die 
Führung adeliger Namen berührt? 

(Ueber die Beurtheilung politiſcher Demonſtrationen von 
Gemeinde vertretungen in Preußen.) Die Berliner Stadtverordneten 
haben bei dem Oberverwaltungsgericht gegen den Magiſtrat geklagt, weil dieſer 
auf Anordnung des Oberpräſidenten den Beſchluß der Stadtverordneten bean⸗ 
ſtandet hat, am 18. März auf dem Friedhof der Märzgefallenen einen Kranz 
niederzulegen. Bei der Verhandlung vor dem Oberverwaltungsgerichte wurde vom 
Vertreter des Oberpräſidenten ausgeführt: Die Niederlegung eines Kranzes an 
ſich könne ſelbſtverſtändlich nicht verboten werden. Die Beſprechung über den frag⸗ 
lichen Antrag in der Stadtverordnetenverſammlung laſſe aber keinen Zweifel, daß 
viele Stadtverordnete darin eine politiſche Demonſtration zur Verherrlichung der 
Revolution erblickten. Sei dem aber ſo, dann handle es ſich nicht mehr um 
eine Gemeindeangelegenheit. Im übrigen dürfe nicht vergeſſen werden, 
daß heute, im Jahre 1898, die Vorgänge von 1848 zweifellos als Aufſtände 
gegen die beſtehende Staatsordnung und die Monarchie aufgefaßt werden. Aus 
dieſem Grunde war die Aufſichtsbehörde genöthigt, den Beſchluß der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung zu beanſtanden. Er erſuche, die Klage abzuweiſen. Rach 
einer kurzen Berathung des Gerichtshofes verkündet Senatspräſident Dr. Lohaus 
folgendes Erkenntniß: Laut 835 der Städteordnung ſteht der Stadtverordneten 
verſammlung zu, über Gemeindeangelegenheiten zu berathen und Beſchluß zu 
faſſen. § 15 der Städteordnung gibt der Auſſichtsbehörde das Recht, Berathungen 
und Beſchlüſſe, die den Kreis von Gemeindeangelegenheiten überſchreiten, zu be⸗ 
anſtanden. Die Städteordnung gibt über das, was Gemeindeangelegenheiten ſind, 
keinen näheren Auſſchluß. Das Oberverwaltungsgericht hat aus Anlaß der be⸗ 
kannten Stettiner Angelegenheit entſchieden, daß die Stadtgemeinde berechtigt ſei, 
die wirthſchaftlichen und ſittlichen Intereſſen ihrer Gemeindeangehörigen wahrzu⸗ 
nehmen. Danach iſt die Gemeindevertretung auch berechtigt, polſtiſche Dinge einer 
Berathung und Beſchlußfaſſung zu unterziehen, ſobald die betreffende Frage einen 
localen Charakter hat. Der Beſchluß, einen Kranz auf die Gräber der März⸗ 
gefallenen niederzulegen, iſt aber, wenn man die Reden der einzelnen Stadtver⸗ 
ordneten bei Beſprechung des Antrages Perl's und die Reſolution, die die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung am 10. Februar d. J. gefaßt hat, in Betracht zieht, 
lediglich als eine Feier der Ereigniſſe des Jahres 1848 aufzufaſſen. Es heißt 
ausdrücklich in der Reſolution, daß man den um ihre Ideale Gefallenen Dank 
und Pietät bezeugen wolle, da durch die damaligen Kämpfe Preußen eine Ver⸗ 
faſſung erhalten habe. Eine ſolche Kundgebung verliert aber ihren localen Cha⸗ 
rakter, denn an dieſem Ergebniß iſt die ganze preußiſche Monarchie gleichmäßig 
betheiligt. Der Umſtand, daß die Kämpfe in Berlin ſtattgefunden haben und der 
Friedhof in Berlin liegt, kann die Angelegenheit nicht zu einer örtlichen machen. 
Der Gerichtshof iſt aber auch der Meinung, daß die Kranzniederlegung eine 
politiſche Demonſtration zur Verherrlichung der Revolution bedeutet. Auf dieſen 


Standpunkt ſtellt ſich auch die Klage. Es wird in dieſer geſagt: Die Stadtver⸗ 
ordneten wollten denen, die am 18. März gefallen ſind, Dankbarkeit und Pietät 
bezeugen. Es ſteht doch aber feſt, daß die Revolution von 1848 ſich gegen die 
rechtmäßig beſtehende Staatsgewalt richtete. Wenn man nun erwägt, daß die 
Kranzniederlegung am Revolutionstage ſelbſt erfolgen ſollte, fo muß man zu der 
Annahme gelangen, es handle ſich um eine Verherrlichung der Revolution, 
beziehungsweiſe um deren Conſequenzen. Es kann hiebei nicht in Betracht kommen, 
wie im Jahre 1848 über dieſe Revolution gedacht wurde. Jedenfalls überſchritt 
die Stadtverordnetenverſammlung ihre Befugniß durch die Beſchlußfaſſung. 
Wenn darauf hingewieſen wird, daß das, was jedem Bürger zu⸗ 
ſteht, auch der Stadtverordnetenverſammlung geſtattet ſein 
muß, ſo iſt das ein Irr thum. Der Stadtverordnetenverſammlung ſind eben 
durch die Städteordnung gewiſſe Grenzen gezogen. Der Gerichtshof iſt der Meinung: 
Die Aufſichtsbehörde war zur Beanſtandung befugt. Die Klage war daher abzuweiſen. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
General der Cavallerie Nikolaus Fürſten Wrede anläßlich deſſen Penſionirung 
die a. h. Anerkennung bekanntgeben laſſen. 

Se. Majeſtät haben den Hofrath und Polizeidirector in Prag Georg 
Dörfl zum Statthalterei⸗Vicepräſidenten bei der Statthalterei in Prag und den 
Regierungsrath und Poltzeidirector in Brünn Guſtav Janota-Forſter zum 
Hofrathe und Polizeidirector in Prag ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Hofrath bei der Centralleitung des Grundſteuer⸗ 
Cataſters Dr. Fz. Freih. Menſi v. Klarbach zum Miniſterialrathe und den 
Oberfinanzrath daſelbſt Dr. Wladimir Globoͤnik Edlen v. Sorodolski 
zum Sectionsrathe im Finanzminiſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
bekleideten Generalconſul I. Claſſe Ludw. R. Przibram p. Gladona anläß⸗ 
lich deſſen Penſionirung den Titel eines Sectionschefs verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Generalconſul II. Claſſe Fz. Stockinger in 
New⸗Pork zum Generalconſul I. Claſſe ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Berufung des General⸗Conſuls II. Claſſe Karl 
5 in Belgrad zur Leitung des k. u. k. Generalconſulates in Zürich ge: 
nehmigt. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes be⸗ 
kleideten Oberfinanzrathe und Finanzdirector in Laibach Karl Plachki anläßlich 
deſſen Penſionirung den Adelſtand taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Oberfinanzrath Otto R. v. Zimmermann 
zum Hofrathe und Finanzdirector in Trieſt ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Oberfinanzrath der Finanz⸗Landesdirection in 
Graz Karl Lubee zum Finanzdirector in Laibach ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Statthaltereirath in Innsbruck Theod. Schwarz 
zum Hofrathe der Statthalterei in Trieſt ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Finanzrath der Lotto⸗Gefällsdirection Dr. Joh. 
Vogt zum Oberfinanzrathe daſelbſt ernannt. 

Se. Majeftät haben den Finanzrath der Finanzdirection in Laibach Wilh. 
Jenny zum Oberfinanzrathe extra statum der Finanz ⸗Landesdirection in Graz 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär der Statthalterei in Zara 
Natalis Calebich das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzcommiſſär der n. ö. Finanz⸗Landesdirection 
Dr. Adalbert Halla das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Landes⸗Regierungsſecretär Julius Patak zum Bezirkshauptmann und den Be⸗ 
eee Doch. Ritſchl zum Landes⸗Regierungsſeeretär in der Bukowina 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat dem 
Veterinär⸗Inſpector 3. Doskal die Landes⸗Thierarztesſtelle in Prag verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Milan Karlovac zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Dalmatien ernannt. 

„Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Victor Pirner zum Baurathe, dann den Ingenieur Jakob 
Steinko zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Aug. Ribitſch zum In⸗ 
genieur für den Staatsbaudienſt in Steiermark ernannt. 


Erledigungen. 


1 Veterinär⸗Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe, eventuell 
1 landesf. Bezirks⸗Thierarztes ſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der 
politiſchen Verwaltung in Schleſien bis 15. September. (Amtsblatt Nr. 190.) 

Oberbaurathsſtelle mit der VI. Rangsclaſſe im Staatsbaudienſte von 
Dalmatien bis 21. September (Amtsblatt Nr. 191.) 

3 Kanzliſtenſtellen mit der XI. Rangsclaſſe bei der politiſchen Ver⸗ 
waltung in Schleſien bis 20. September. (Amtsblatt Nr. 195.) 


6 Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 69 und 70 der Erkenntniffe 1897. 
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